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Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Februar 1974 
in Kraft

Berlin, den 19. Dezember 1973

Der Minister der Finanzen
B ö h m

Durchführungsbestimmung 
zum Gesetz 

über den Verkauf volkseigener Eigenheime, 
Miteigentumsanteile und Gebäude 

für Erholungszwecke

vom 19. Dezember 1973

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 19. Dezfember 1973 
über den Verkauf volkseigener Eigenheime, Miteigentums­
anteile und Gebäude für Erholungszwecke (GBl. I Nr. 58 
S. 578) — nachstehend Gesetz genannt — wird im Einver­
nehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen Staats­
organe folgendes bestimmt:

Volkseigene Eigenheime und volkseigene Miteigentums­
anteile an Eigenheimgrundstücken

§ 1

(1) Eigenheime sind Wohngebäude, die als persönliches 
Eigentum für den Wohnbedarf einer Familie bestimmt sind. 
Als Eigenheim gilt auch ein Gebäude, das eine zweite 
Wohnung enthält, die nach ihrer baulichen Beschaffenheit 
besonders zur Nutzung durch nahe Familienangehörige 
(Eltern, erwachsene Kinder) geeignet ist.

(2) Im Zusammenhang mit dem Verkauf des volkseigenen 
Eigenheimes wird dem Käufer der dazu gehörige volks­
eigene Grund und Boden zur Nutzung überlassen. Der Rat 
des Kreises, in dessen Bereich sich das Grundstück befindet, 
trifft Festlegungen zur Grundstücksgröße im Zusammenhang 
mit der Verleihung des Nutzungsrechtes.

§ 2

(1) Volkseigene Eigenheime und volkseigene Miteigen­
tumsanteile an Eigenheimgrundstücken können an Bürger 
verkauft werden, die das Eigenheim zum Zeitpunkt des 
Verkaufes bewohnen oder denen von dem für die Wohnraum­
lenkung zuständigen Organ’ vor Abschluß des Kaufvertrages 
die Zuweisung für diesen Wohnraum erteilt wird.

(2) Der Verkauf volkseigener Eigenheime und volkseigener 
Miteigentumsanteile an Eigenheimgrundstücken an Bürger, 
die selbst oder deren Ehegatten bereits Eigentümer eines 
Eigenheimes sind, ist nicht zulässig.

§ 3

(1) Für den Abschluß des Kaufvertrages gemäß §§ 1 und 3 
des Gesetzes ist der Rat der Stadt oder Gemeinde zuständig, 
in dessen Bereich das Grundstück liegt.

(2) Die Kaufverträge bedürfen der Beurkundung durch 
einen Notar oder die zuständige Außenstelle bzw. Arbeits­
gruppe des Liegenschaftsdienstes des Rates des Bezirkes.

§ 4

(І) Der Kaufpreis für volkseigene Eigenheime und volks­
eigene Miteigentumsanteile an Eigenheimgrundstücken ist 
von dem örtlichen Staatsorgan zu ermitteln, das für die 
preisrechtliche Überwachung des Grundstücksverkehrs zu­
ständig ist. Der Rat der Stadt oder Gemeinde kann in Aus­

nahmefällen den ermittelten Kaufpreis für Arbeiterfami­
lien, Familien der Genossenschaftsbauern und kinderreiche 
Familien unterschreiten. Diese Fälle bedürfen der Zustim­
mung des Rates des Kreises.

(2) Soweit durch die Kaufpreisermittlung Kosten entstehen, 
sind diese vom Rat der Stadt oder Gemeinde zu verauslagen 
und dem Käufer bei Abschluß des Kaufvertrages in Rech­
nung zu stellen.

§ 5

(1) Die Bezahlung des Kaufpreises erfolgt an den Rat der 
Stadt oder Gemeinde.

(2) Für den Erwerb volkseigener Eigenheime und volks­
eigener Miteigentumsanteile an Eigenheimgrundstücken 
können Kredite entsprechend den Rechtsvorschriften gewährt 
werden.* Dem Rat der Stadt oder Gemeinde ist die Bereit­
schaft des Kreditinstituts zur Kreditgewährung vor Abschluß 
des Kaufvertrages nachzuweisen.

(3) Der Erlös aus dem Verkauf volkseigener Eigenheime 
und aus dem Verkauf volkseigener Miteigentumsanteile an 
Eigenheimgrundstücken verbleibt in voller Höhe der Stadt 
oder Gemeinde als außerplanmäßige Einnahme.

§ 6

Für volkseigene Eigenheime und für volkseigene Mit­
eigentumsanteile an Eigenheimgrundstücken, die zur Nutzung 
durch Arbeiterfamilien, Familien der Genossenschaftsbauern 
und kinderreiche Familien gekauft werden, sind nicht zu 
erheben:

a) die Grunderwerbsteuer,

b) das nach dem Kauf des Eigenheimes zu zahlende Ent­
gelt für die Nutzung des volkseigenen Grund und Bo­
dens,

c) die im Zusammenhang mit dem Kauf entstehenden Ge­
bühren für die Beurkundung und Genehmigung des Ver­
trages sowie für Eintragungen in das Grundbuch.

§7

Beim Kauf eines volkseigenen Eigenheimes erfolgt die Ver­
leihung eines Nutzungsrechts gemäß § 2 des Gesetzes auf An­
trag des Käufers durch den Rat des Kreises, in dessen Bereich 
das Grundstück liegt. Voraussetzung für die Verleihung des 
Nutzungsrechts ist die Genehmigung des Kaufvertrages auf 
der Grundlage der Rechtsvorschriften über den Grundstücks­
verkehr.**

§ 8

Voraussetzung für den Verkauf volkseigener Eigenheime und 
für den Verkauf volkseigener Miteigentumsanteile an Eigen­
heimgrundstücken ist die Eintragung des Eigenheimgrund­
stücks bzw. des Miteigentumsanteils als Eigentum des Volkes 
und des Rates der Stadt oder Gemeinde (oder des örtlichen 
VEB Kommunale Wohnungsverwaltung bzw. VEB Gebäude­
wirtschaft) als Rechtsträger.

§9

(1) Beim Verkauf volkseigener Miteigentumsanteile an 
Eigenheimgrundstücken können auf dem betreffenden Grund­
stück lastende volkseigene Forderungen anteilig erlassen wer­
den, wenn sie gegen Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik gerichtet sind. Der Erlaß erfolgt anteilig im Ver­
hältnis der Höhe des volkseigenen Miteigentumsanteils zum 
Wert des Gesamtgrundstücks.

* Zur Zeit gilt:
Anordnung vom 30. Januar 1973 über finanzielle Regelungen für den 
Erwerb von Eigenheimen und von Grundstücken zum Bau von Eigen­
heimen (GBl. I Nr. 11 S. 102)

** Zur Zeit gilt:
Verordnung vom 11. Januar 1963 über den Verkehr mit Grundstücken 
- Grundstücksverkehrsverordnung — in der Fassung der Zweiten 
Verordnung vom 16. März 1965 (GBl. П Nr. 37 S. 273)


